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BVerfG
 

zur Neuregelung 

• 2 BvR 2175/01 vom 24. 3. 2002, NJW 2002, S. 2023 ff.

• Verfassungsbeschwerde eines Gefangenen wegen der 
Neuregelung der Arbeitsentlohnung wird nicht zur Entscheidung 
angenommen

• Begründung: 
Der Gesetzgeber hat den in der Entscheidung aus 1998 
(BVerfGE 98, 169) vorgegebenen Rahmen insgesamt 
eingehalten. 
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BVerfG
 

zur Neuregelung 

• Gründe im Einzelnen:

– Die Entlohnung in Gestalt einer Kombination von monetären und 
nicht-monetären Leistungen ist "nicht derart unangemessen", dass 
sie nicht mehr zur Resozialisierung beitragen kann 

– Der Gesetzgeber hat die äußerste Grenze einer verfassungsrechtlich 
zulässigen Bezugsgröße "gerade noch gewahrt" 

– Die Regelung ist "derzeit noch vertretbar"
– Die Erhöhung von 5% auf 9% ist angesichts der Gewährung nicht- 

monetärer Leistungen "noch verfassungsgemäß" 
– Bei der Festsetzung der Lohnkomponente durfte die strukturell 

bedingte niedrigere Produktivität der Gefangenenarbeit berücksichtigt 
werden

– Eine zu große Diskrepanz zwischen Produktivität und Entlohnung 
könnte Gefangenenarbeitsplätze gefährden – und damit dem 
Resozialisierungskonzept zuwiderlaufen 
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BVerfG
 

zur Neuregelung 

– Finanzielle Belastung für die Länderhaushalte – Mehrkosten i.H.v. 
ca. 2 % der Ausgaben für den Vollzug – berücksichtigungsfähig 

– Gefangene können den nicht-monetären Anteil der Entlohnung als 
angemessene Anerkennung erfahren 

– Gerade die Koppelung der Freistellung an die Arbeitsleitung erfüllt 
das Resozialisierungsgebot

– Ingesamt eine spürbare Verbesserung für die Gefangenen
– Durch die finanzielle Substitutionsregelung in § 43 Abs. 11 bleibt die 

nicht-monetäre Komponente auch für die von den Begünstigungen 
Abs. 7 u. 9 ausgeschlossenen Gefangenen ein sinnvoll erlebbarer 
Vorteil

– Der geringfügige Umfang der gewährten Freistellung ist "derzeit noch 
angemessen"; daher "bleibt der Gesetzgeber aufgefordert, den 
Umfang der nicht-monetären Leistung einer ständigen Überprüfung 
zu unterziehen"
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Weitere Bezüge

• Ausbildungsbeihilfe, § 44

• Ausfallentschädigung, § 45: nicht in Kraft getreten

• Taschengeld, § 46 (i.d.F. des § 199 Abs. 1)
– Sozialhilfegedanke: Mindestausstattung zur Befriedigung von 

Bedürfnissen, die über die auf Existenzsicherung ausgerichtete 
Versorgung durch die Anstalt hinausgehen

– VV Nr. 2 zu § 46: 14 % der Eckvergütung gem. § 43 Abs. 2
– Keine zeitliche Begrenzung
– Unverschuldete Arbeitslosigkeit
– Bedürftigkeit (aus Hausgeld und Eigengeld steht im laufenden 

Monat nicht der dem Taschengeld entsprechende Betrag zur 
Verfügung)
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Einbeziehung von Gefangenen in Versicherungssysteme

1. Rentenversicherung: 
– Keine Rentenversicherung bei allen 

Beschäftigungsformen gem. § 37 und § 41
– Gesetzliche Rentenversicherung in freiem 

Beschäftigungsverhältnis
– Freiwillige Versicherung bei selbständiger 

Beschäftigung

2. Krankenversicherung

– §§ 37, 41: Gesundheitsfürsorge gem. §§ 56 ff.
– Freies Beschäftigungsverhältnis: gesetzl. Kranken- 

versicherung

– Selbstbeschäftigung: wie Selbständige
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Einbeziehung von Gefangenen in Versicherungssysteme

3. Unfallversicherung
– Unfallversicherung bei Beschäftigung gem. §§ 37, 41
– Unfallversicherung bei freiem Beschäftigungsverhältnis 
– Selbstbeschäftigung: wie Selbständige

4. Arbeitslosenversicherung
– Beschäftigung gem. §§ 37, 41: Versicherung gem. § 26 

Abs. 1 Nr. 4 SGB III
– Freies Beschäftigungsverhältnis: gesetzliche 

Versicherung
– Selbstbeschäftigung: Eigenverantwortung 
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Einbeziehung in die Arbeitslosenversicherung

• Die arbeitenden Gefangenen sind in den Anwendungsbereich des 
Arbeitsförderungsrechts (SGB III) einbezogen. Die Beiträge zur 
Bundesanstalt für Arbeit werden vollständig (Arbeitnehmer- und 
Arbeitgeberanteil) von dem für die Vollzugsanstalt zuständigen Land 
getragen

• Für die Bemessung der Beiträge wird ein fiktives Arbeitsentgelt in Höhe 
von 90 % der Bezugsgröße nach § 18 SGB IV zugrundegelegt (§ 345 Nr. 
3 SGB III)

• Gem. § 195 StVollzG kann von dem Arbeitsentgelt des Gefangenen ein 
Betrag einbehalten werden, der dem Anteil des Gefangenen am Beitrag 
entsprechen würde, wenn er diese Bezüge als Arbeitnehmer erhielte 
(derzeit 2,1 % aus seinem Arbeitsentgelt, §§ 341, 346 Abs. 1 SGB III)

• VV zu § 195: 'wird einbehalten', bei unbilliger Härte kann abgesehen 
werden; dazu OLG Hamburg, NStZ 1992, S. 352

• Beipiel Bayern: Die Aufwendungen für die Beiträge der Gefangenen zur 
Bundesagentur für Arbeit betrugen im Jahr 2003 insgesamt € 8,1 Mio. 
(1990: 4,6 Mio.)
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Verwendung der finanziellen Leistungen

• Ursprüngliche Konzeption: abgestuftes System für eine 
zweckgebundene Aufteilung der Einkünfte im Vollzug:

1. Hausgeld (§ 47)

2. Unterhaltsbeitrag (§ 49)

3. Haftkostenbeitrag (§ 50)

4. Überbrückungsgeld (§ 51)

5. Eigengeld (§ 52)

• Voraussetzung: adäquate Arbeitsentlohnung
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Verwendung der finanziellen Leistungen

• Ursprüngliche Konzeption: abgestuftes System für eine 
zweckgebundene Aufteilung der Einkünfte im Vollzug:

1. Hausgeld (§ 47)  Übergangsfassung (§ 199 Abs. 1 Nr. 2)

2. Unterhaltsbeitrag (§ 49)  suspendiert (§ 198 Abs. 3)

3. Haftkostenbeitrag (§ 50)

4. Überbrückungsgeld (§ 51)

5. Eigengeld (§ 52)

• Voraussetzung: adäquate Arbeitsentlohnung
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Verwendung der finanziellen Leistungen

• Hausgeld, § 47 Abs. 1 (i.d.F. des § 199 Abs. 1):
» drei Siebtel von Arbeitsentgelt bzw. Ausbildungsbeihilfe 
» Taschengeld in voller Höhe
» für persönlichen Bedarf

 Einkauf, § 22
 'anderweitig'
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Argumente pro und contra Verfügungsbeschränkung

Pro:

• Vermeidung von Neid und 
Spannungen bei ungleichen 
Einkaufsmöglichkeiten

• Vermeidung von Abhängigkeits- 
verhältnissen und Tauschhandel in 
größerem Umfang 

• Einschränkung von Diebstahl, 
Raub, Erpressung zum Nachteil 
Bessergestellter

• Kaufkraft soll als Folge eigener 
Erwerbstätigkeit erlebt werden: 
Förderung der Gewöhnung an 
regelmäßige Arbeit

Contra:

• Angleichungsgrundsatz: Unterschiede 
zwischen 'arm' und 'reich' gibt es 
auch außerhalb

• Beschränkung verstärkt 
Deprivationserlebnis

• Gefangene verschulden sich bei 
Mitgefangenen, was sie abhängig 
machen und u.U. zu Opfern 
gewaltsamer Schuldeneintreibung  
werden lassen kann

• Erzwungene 'Gleichmacherei'
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Verwendung der finanziellen Leistungen

• Überbrückungsgeld, § 51:
» Sicherung für die ersten 4 Wochen nach Entlassung
» Auszahlungsanspruch bei Entlassung, § 51 Abs. 2 (in bar)
» mangels früherer Fälligkeit kein Zinsanspruch; auf Antrag 

Anlage auf Sparbuch mit gesetzl. Zinssatz mögl. 
» Ansparrate auf die (verbleibenden) vier Siebtel von 

Arbeitsentgelt bzw. Ausbildungsbeihilfe begrenzt
» geringere Ansparrate bei längerer Haftdauer mögl.
» vor Gläubigerzugriff geschützt, § 51 Abs. 4, 5
» VV zu § 51: Die Höhe des Ü-Geldes wird von der 

Landesjustizverwaltung festgesetzt; es soll das Vierfache 
des monatlichen Mindestbetrages des Sozialhilfe- 
regelsatzes nicht unterschreiten 
(bei alleinstehenden Gefangenen z.Zt. ca. € 1.560,-) 
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Verwendung der finanziellen Leistungen

• Eigengeld, § 52:
» Bezüge, die nicht als Hausgeld, Haftkostenbeitrag oder 

Überbrückungsgeld in Anspruch genommen werden 
» alle sonstigen Geldbeträge, die der Gefangene entweder 

bei Strafantritt eingebracht hat oder die ihm während der 
Strafhaft zugewendet werden (§ 83 Abs. 2 S. 2)

» gesperrtes Eigengeld: Sperre für die Teile, die zur 
Vervollständigung des Überbrückungsgeldes benötigt 
werden; insoweit nicht pfändbar (§ 83 Abs. 2 S. 3 i.V.m. 
§ 51 Abs. 4 S. 2

» freies Eigengeld (§ 83 Abs. 2 S. 3)
- frei verfügbar außerhalb der Anstalt
- anlagefähig
- innerhalb der Anstalt nicht verfügbar 
(Ausnahme: § 22 Abs. 3)
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Verwendung der finanziellen Leistungen

• Exkurs:

• Neue zusätzliche Kategorie eingef. im BayStVollzG:
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Haftkostenbeitrag

• Grundsatz: Verurteilte haben die Kosten des Verfahrens und die Kosten 
der Vollstreckung zu tragen, § 464a StPO

• Hierzu zählt Haftkostenbeitrag gem. § 50 StVollzG

• § 50 Abs. 1 S. 2: Haftkosten werden nicht erhoben, wenn der Gefangene
» Bezüge nach dem StVollzG erhält
» ohne sein Verschulden nicht arbeiten kann
» nicht arbeitet, weil er nicht zur Arbeit verpflichtet ist

• Haftkostenbeitrag wird erhoben
» bei freien Beschäftigungsverhältnissen
» ggfs. auch bei Selbstbeschäftigung
» Höhe jährlich neu festgesetzt durch VO des BMJ gem. § 17 SGB IV 

(Sachbezüge: Verpflegung und Unterkunft)
» Zu berücksichtigen: Resozialisierungsgebot (§ 50 Abs. 1 S. 5)

• Für 2008 bei Einzelunterbringung monatlich ca. 168 € für Unterkunft 
sowie ca. 205 € für Verpflegung (alte Bundesländer)
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Stromkostenbeteiligung

• Kostenpauschale für den Betrieb von Elektrogeräten, die über den 
Grundbedarf hinausgehen

• Bislang in mehreren Bundesländern (Ba.-Wü., Bremen, Nds., NRW; Rhl.- 
Pf., Sa.-Anhalt) durch Verordnungen geregelt u. praktiziert

• In den neuen Gesetzen explizit vorgesehen (Art. 73 BayStVollzG, § 52 
HmbStVollzG, § 50 Abs. 1 Nr. 6 NJVollzG)

• Mtl. Pauschalen zwischen ca. € 0,50 und 4,- je Gerät 
• Probleme: 

» Angleichungs-/Gegensteuerungsgrundsatz?
» Bereits durch Haftkostenbeitrag abgedeckt?
» Umgehung der gesetzgeberischen Grundentscheidungen in 

§ 50 Abs. 1 S. 2 (weitreichende gesetzl. Befreiung) u. S. 4 (Freibetrag)
» Rechtsgrundlage? Verstoß gegen § 4 Abs. 2?
» Folgeproblem: vorherige Zustimmung zur Abbuchung des Betrages als 

Voraussetzung für Genehmigung gem. § 70?

• Siehe OLG Celle, NStZ 2005, S. 288; BVerfG 2 BvR 917/05 v. 15.3.2006, 
HRRS 2006 Nr. 302; kritisch Köhne/Feest, ZfStrVo 2006, S. 74 ff.
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Exkurs: Kostenbeteiligungsmodell in Nds.
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Ausbildung

• Ausbildung ist der Arbeit gleichgestellt, § 37 

• Zielsetzung: insbesondere Vermittlung, Erhaltung, Förderung der 
Fähigkeiten für eine Erwerbsarbeit, § 37 Abs. 1

• Formen: Berufsausbildung, berufliche Weiterbildung, 
Umschulung, andere ausbildende oder weiterbildende 
Maßnahmen, § 37 Abs. 3 

• Voraussetzung: Geeignetheit, § 37 Abs. 3 
» individuelle Begabung und Leistungsfähigkeit

• Zustimmung des Gefangenen, § 41 Abs. 2

• Anspruch auf fehlerfreie Ermessensausübung



Vorlesung Strafvollzug WS 2007/08 20

Anspruch auf Förderungsmaßnahmen

• AFG bzw. AFRG gibt Anspruch auf Förderung der beruflichen 
Weiter- und Ausbildung

• Gefangene haben denselben Anspruch gegenüber Arbeitsamt 
wie freie Bürger

» Erforderlich für berufliche Eingliederung
» Fähigkeiten lassen Erreichung des Ziels erwarten

• Auch insoweit Ermessen der Strafvollzugsverwaltung
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Unterricht

• § 38: Verpflichtung der Vollzugsbehörde zum
» Angebot von Hauptschulabschluss/Sonderschule
» für geeignete Gefangene

• Häufig noch weitere Unterrichtsangebote
» Alphabetisierungskurse
» Realschulabschluss

• Gleichwertigkeit mit berufsbezogenen Angeboten 
gem. § 37 Abs. 3 (und somit mit Arbeit)

• Unterricht während der Arbeitszeit, § 38 Abs. 2 

• Angebot kann durch freie Träger und Private bereitgestellt werden

• Auch insoweit Anspruch auf fehlerfreie Ermessensausübung
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